
Stellungnahme zu dem Eingriff des Evgl.Konsistoriums der Rheinprövinz

in die Rechte des Presbytoriumr, dar Evgl. Gemeinde Düsseldorf.

Das Düsseldorfer Prosbyterium fas3tc QK 12.Hovombor 1934 (abends

gegen 9 Uhr) folgenden Bosohluss:
„Prosbyterium erkennt auf- Grund dar Botschaft der Bekenntnissynode

der D.E.K. am 20.Oktober 1934 die Bekemvtnissynode der D.E,K. und ihre

Organe als die roohtmässige Leitung der D.E.K. an.
Presbyterium ordnet sich dor Freiem Evangolischen Synode im Rhein-

land zu und sieht in dem Bruderrat dieser Synode die Leitung der Evgl.
Kirche der Rheinprovinz auf Grund dos von dor Bökenntnissynode vom

20.10.34 verkündeten kirchlichen Notrechtos der an Schrift und Bekenntnis

gebundenen Gemeinden."

Darauf erhielt der Vorsitzende dos Presbyteriums am nächsten Morgen
kurz nach 8 Uhr mit dem Poststempel 0-1 Uhr eino Verfügung des Konsisto-

riums, in der es heisst:
„Da aus dem Inhalte des Beschlüsse-;; Uorvorgoht, daß das Fresbyteriuia

sich auch für die finanziMle Unters tüt«\<ng der Bekenntnlssynode bereit-

halten und verpflichten will, so wird durch den Beschluss die Erfüllung

dor auf dem geltenden Rechte der Deutschen Evangelischen Kirche beruhen-

den gesetzlichen Leistungen dor Kirchongomeindon für die höheren Ver-

bände der Deutschen Evangolischen Eirene unter Leitung der Roichskirchen-

regierung gefährdet.
Zur Sicherung einer geset.zmässigon Haushaltsführung der Kirchon-

gemeinde wird zum Kommissar vom Konsistorium auf Grund des Aufsichts-
rechtes über die Gemeinden gemäss Artikel 103,2 Verfassungsurkunde

Herr Superintendent Klein ernannt. Er ist als- Kommissar des Konsistori-
ums für das Kassen-und Rechnungswesen dor Evgl.Kirchengemeinde Düsseldorf

verpflichtet, alle zur Sicherung der gesotzmässigen Haushaltsführung

erforderlichen Maßnahmen au treffen."

I. Das Vorsehen des Konsistoriums ist ein Eingriff in die Rechte

und Pflichten des Presbyteriums einer Evangelischen Gemeinde, der joder

Rechtsgrundlage entbehrt.

1. Das Konsistorium begründet .30inen Eingriff mit Art. 103 äer
Verfassung. Dieser Artikel stellt ein Aufaiohtsrocht des Konsistoriums

über die Gemeinden fest, gibt ihm abor koln Singriffsrecht. Der Rechts-

weg hierfür ist in der Kirchenordnung genau vorgeschrieben. Die Bestel-
lung eines Finanzkommissars für ein Prcsbytorium durch unmittelbare
Einsetzung des Konsistoriums ist in der Verfassung und Kirchenordnung
nirgends vorgesehen.
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2. Aus der Vorfügung geht nicht hurvor, daß das Konsistorium

diesen Beschluss kirohenordnungsmäsaig gefasst liat. Die Nachtstunde der

Abfassung und die Eile der Erledigung laust vielmehr vermuten, a a .3 ein

xecb.ts&seiger Benchiuss dor Behörde niclit vorliegt, sondern dio I;ar.dlur.g_

eimaslnor Mitgliadar der Eehürds oder d-.u unterzeichneten Obarkonsistori-

alratüs. llaoh 0.0 r Verfassung entbehrt OJD.O aolohe Verfügung jeder

Rechtswirksamkeit.

3. Sei.bst wenn, ein Besohluss dor Behörde diosor Verfügung zu

Grunde läge, kör.r.te er nur iin Rahmen dor kcriG.;.ator:L:--lön Befugnisse ge-

fasat werden. Eis Vollmacht, die sich das Konsistorium in dor Bestellung

eines Finanzkommissars zuspricht, ist verfassungswidrig und dahsr rechts-

unwirksaai.

4, Schliesslich, wenn das Konsistorium die beanspruchton

Befugnisse rechtsmnssig inne hätto, GO würde giuch da:;n noch die Ein-

setzung des Kommissars in diesem Fülle unmöglich sein, denn die VorausÄ

Setzungen, die in der Vorfügung für dio Einsatzung gemacht werden, sind

falsch. Es ist überhaupt kein Bcsohluas gefasot worden, Gelder im Wider-

spruch zu den Gesetzen zu verwunden. EU liegt, wie aus der Vorfügung

hervorgeht, seitens des Konsistoriums nur eine Vermutung vor, daß die

Gelder der Gemeinde unrochtmäsaig verwandt worden könnten. Auf Grund

einer blossen Vermutung ist aber dio Bestellung eines Kommissars unter

allen Umständen ein rechtswidriger Übergriff.

II. Das Evgl.Konsistorium der Rhoinprovinz kann aber überhaiip_t_

nicht mehr als ein verfassTingsaässiges ('r,.;iin der Evaagolioifron Kirche

der altpreussisohen Union anerkannt Vjo:i?öqn._ Soine Vorfügangon sind daher

für dio evangelischen Gemeinden dor Eliciiip.'.'oviiiz ohne rechtliche ?/irkung.

1: Am 26.Januar 1934 erli^ss O.cr preuasiuohe Landesbischof
Ludwig Müller eine Verordnung zur eiuhüitllchon .Paarung der Evgl.Kirche

der altpreussisehen Union. In dieser Viirorthmng übertrug er die kirchen-

regimentlichen Befugnisse sämtlicher Bohö.rdon und Organe der preussi-

schen Kirche auf sich selbst. Irgendeine gosotzliche Grundlage für

diese Verordnung gibt es nicht. Sie ist ein rein willkürlicher Akt.

Sie steht im offenen Widerspruch zur Vorfassung und au klaren Bestim-

mungen des Gesetzes, auf das sie sich stützt. Durch diesen Rechtsbruch

ist die Rechtsgrundlage der preussichen Kirche zerstört. Die Behörden,

die diesem Rechtsbruch nicht widersprochen haben, sondern ihn unter

Verletzung ihrer Amtspflicht anerkannt, sind nicht mehr rechtmässig.

Zu ihnen gehört auch das Evgl.Konsistorium der Rheinprovinz.

2. Am I.März 1934 übertrug der nunmehr mit aller Vollmacht

kraft eigenen Machtaktes ausgestattete Landosbischof Ludwig Müller

seine „Befugnisse" auf die Deutsche Evangelische Kirche,d.h. auf den

Reichsbischof Ludwig Müller. Hierzu war er weder durch die Reichs-



Reichskirohonverfassung noch durch <?ia preussiache Kirchenverfassung

irgondwio berechtigt, ganz abgeaohon a.p.-on, daß er Vollmachten übertrug,

die er sich gewaltsam und rcohtawiäri ;.. ; , ,.7-3 eigne t hat. Dann orlioss dar

Reichsbischof Ludwig Müller am 2.Kars ••>.'.n Kirbhoagoaetz seitens des

nicht yerfassungsmäsaig zusairmangesotatRii geistlichen Ministeriums,
in welches die DeutscheEvangülischo Kirräc die Leitung der preussischen

Kirche.durch ihre Organe übernahm. Disaos Gesetz ist ein Bruch der

Reichskirchenverfassung.
Die-liautache Evangelische- Kirch3 gliedert eich nach ihrer Vor-

fassung vom 11.Juli 1933 in Kirchen (Landeskirchen). Diese bleiben, wie

es ausdrücklich, heisst, in Bekenntnis und Kultus selbständig. Darum

kann die D.B.K. die Leitung einer Landeskirche nicht übernehmen, da

sio dadurch die Organe übernimmt, die für Bekenntnis und Kultus die

Verantwortung tragen.

Die EoutschfrEvangeliacho Kirche (b'jaw. der Reichsbischof)
. hat durch dieses Gesetz in Bekenntnis und Kultus der preussisohen

Kirche widerrechtlich eingegriffen, indem sie bezw. er nicht nur die
Leitung übernahm, sondern darüber hinaus die verfassungsmässigen Organe

und Behörden der preußischen Kirche auflöste und in ihrem Wesen von
Grund auf veränderte. Diese Veränderung erfolgte nicht im Sinne des
Bekenntnisses, sondern im Sinne und zugunsten der Deutschen Christen,

zur Befestigung ihrer Herrschaft.

}. Die preussisohe JCiroho ist durch diese willkürlichen

Akte dos Heichs-bezw.'Landesbischofs Lvdwig Müller im Widerspruch zur

Reiohskirchenverfaosung in der Kcloht;kj.rohe aufgegangen und ihre Ver-

fassung ist aufgehoben. Damit sin,-; allo prousajschon Kirchenbehörden

und Organe, soweit sie überhaupt noch bestehen und nicht durch Macht-
spruch des Landesbischofs aufgelöst sind, illegitim, da ihre verfas-

sungsmässige Rechtsgrundlage zerstört ist. Das Evgl.Konsistorium der
Rheinprovinz ist daher ebenso weniu; eine rechtmässigo Behörde wie der

Provinzialkirchenrat und der Bischof (Landospfarrer) des Bistums Köln-

Aachen su Düsseldorf. Ihre Hechtsakte jind für die. in der. rheinisch-

vrestfälischen Kirchenordnung verfasstan Gemeinden, nichtig.

III. Das Bvg,l.Konsistorium dor Bheiaprovinz ist als eine verfas-

gungswidrigo Behörde und Or^an der EaiahskircfaonreKierung ein Glied

des bekenntnismidriflen Kirohenragimontg der Deutschen Christen. Es hat
damit Jeden kirchlichen Rechtsanspruch vervvirkt.

1. Der entscheidende Einwand gegen die Rephtmässigkeit des
gesamten gegenwärtigen Kirchenregirnonts, das ja., bekanntlich völlig

unter deutsch-christlicher Herrschaft steht, ist von der Bekenntnis-
Grundlage der Evangelischen Kirche zu erheben.
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Alles Rocht der Kirche gründet sich im Bekenntnis, wird von

ihm bestimmt und begrenzt. (Art.1, Reichskirchonverfassung). Die Ver-
letzung des Bekenntnisses durch Gosotao und Maßnahmen des Kirchen-

regiments hat die Rechtsunwirkäamkeit dieser Gesetze und Maßnahmen

zur Folge. Das ist auch dann der Fall, wenn sie von rechtmässigen

Körperschaften beschlossen und von rochtmässigen Amtaträgorn angeord-
net und durchgeführt werden. Also, auch wenn die verfassungsmäseige

Legalität des derzeitigen Kirchonregiments ausser Zweifel stünde,
würden seine Gesatze und Maßnahmen, wenn sie bekenntniswidrig sind,
nichtig sein.

2. Die Verordnungen, Gesetze und Maßnahmen der Reichskirohen-

regierung, des Rsichsbischofs und seines Rechtswalters sind nun aber
nicht nur Rechtsverletzungen und Verfassungsbrüche, sondern heben die

Bekenntnisgrundlage der Evangelischon Kirche auf. Das ist in der

Dahlemer Botschaft vom 20.10.19)4 eindeutig festgestellt. w

Die Schaffung einer absoluten reiohsbischöflichen Zentral-
gewalt mit unbegrenzter Vollmacht für Gesetzgebung und Leitung der

Kirche ist gegen die Heiliga Schrift und das Bekenntnis der Reforma-

tion. Kein evangelisches Kirch.enrcgimont kann selbstherrlich die Be-
hörden der Kirche und erst recht nicht die Synoden auflösen, neubilden

und nach Willkür zusammensetzen. Kein evangelisches Kirchenregiment

kann die Verfassung verändern oder gar aussor Kraft setzen.

3. Wo solches geschieht, Ist das Bekenntnis der Reformation

beseitigt und an seine Stelle die Selbstherrlichkeit des menschlichen

Machtwillens getreten. Dies bedeutet in der Evangelischen Kirche die

Wideraufrichtung eines Papsttums, dessen irdische Vollmachten die des
römischen Papsttums weit übertreffen. Dao ist in der Deutschen Evang

lischen Kirche durch das deutsch-christliche Regiment geschehen. Weil
dieses Kirchenregiment die Bekenntnisgrundlage der Evangolisehen Kircb.:;

zerstört hat, so wird es damit kraft seiner Bekenntniswidrigkeit un-
rechtmässig, denn es hat seine Rechtnässigkeit nur vom Bekenntnis der
Kirche her.

Darum musste diesem Kirchonregirncnt von den an Schrift und

Bekenntnis gebundenen Gemeinden und Trägyrn des geistlichen Amtes der
Gehorsam versagt werden. Das reformatorische Bek^nnt^is fcrdort den

Ungehorsam gegen ein Kirchenregiment, das belKimv.rrJ.owiürig ist oder

wider Gottes Wort regiert (Augsburgische Konfession, Art,28, Apologie,
Art.28, Schmalkaldische Artikel: Traktat über Papsttum und Bischofs-
gewalt ).

IV. Der Beschluss des Presbyteriums ist auf Grund seiner
Verpflichtung aus § 12 der Kirchenordnung gefasst worden.

Da das Presbyteriuui naoh dor rheinisch-westfälischen
Kirchenordnung die geistliche Leitung dor Gemeinde inne hat, so folgt



daraus seine Verantwortung zur Währung dos Bekenntnisstandos und des

bekenntnisgebundenen Rechtes dar ev u ..xulschen Gemeinden gegenüber

einem Kirohearegiment, das nach seiner Überzeugung wider Gottes Wort

regiert, die Bekenntnisgrundlage der Kirche zerstört, die Verfassung

der Kirche verläset, das Hecht dor Kirche in Unrecht und das eigene

Unrecht in Recht verwandelt hat.

Die Mitglieder des Presbyteriums sind durch ihr Amtsgelübde

verpflichtet, aus dieser Bindung an Schrift und Bekenntnis und aus

ihrer Verantwortung für die Wahrung der Kirchenordnung einem bekennt-

nis-und rechtswidrigen Kirchenregiment den Gehorsam au versagen.

Die Mehrheit des Presbyteriums der Evangelischen Gemeinde

Düsseldorf hat sich zu dieser Überzeugung durchgerungen und nusste

daraus die in dem Beschluss liegende Folgerung ziehen.

Der Rat der Evangelischen Bekenntnis-Synode

im Rheinland.


